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BEBAUUNGSPLAN 58 

- Sanierungsgebiet Alter Ortskern Kesselstadt -

--------------------------------------------~----------
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ALLGEMEINE HINWEISE UND NACHRICHT -
LICHE UBERNAHMEN § 9 (6) BBauG 

1.1 Bebcuungsplanze ichnung 

1.2 

1.3 

Die~e textlich~n Festsetzungen gehören 
zu der Bebouungsplanzeichnung. 

Gesetzliche Grundlagen 

Dem Bebauungsplan liegen das St8dtebau­
fl:Srderungsgesetz (StBoufG) in der Fassung 
vom 18. 8. 1976, 
das Bundesbougesetz (BBouG) in der Fassung 
vom 18. 8. 1976 und die Baunutzungsver­
ordnung (BauNVO) in der Fassung vom 
15. 9. 1977 zugrunde. 

Andere rechtliche Bestimmungen 

Die plonungsrechtlichen Festsetzungen dieses 
Bebauungsplanes ersetzen nicht die allgemein 
gUltigen baurechtlichen Bestimmungen und Nor­
men,soweit hier nicht ausdrUcklich iM gesetz­
lich zultissigen Rehmen weitergehende oder ein­
schränkende BestiM~ungen· festgesetzt werden. 
Im Besonderen sind zu beachten in der je­
weil~ gUltigen Fassung, 

1. die Hess. Bauordnung (HBO) mit den zuge­
harigen Durchfuhrungsverordnungen, 

2. das Ortsbaurecht der Stadt Hanau, 

3. die Einstellplatzsatzung der Stadt 
Hanau, 

4. des Hess. Denkmalschutzgesetz (DSc hG), 

5. das Hess. Nachbarrecht. 
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Bodendenkmdler 

Das Sanierungsgebiet liegt vollstdndig 
auf dem GelHnde des schon frUh Uberboutan 
ehemaligen römischen Kastells Kas5elstadt, 
eine fur die Erobervngsgeschichte des nord­
mainischen Limesgebietes wichtigen Stelle. 

Bei Erdarbeiten k~nnen Bodenfunde, wie 
Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfarbungen, 
Scherben, Gerijte oder Skelettreste zu 
Tage treten, die ausgewertet ~erden mUssen. 

§§ 19 - 24 OSchG 

Bauvorhaben (Bauantr~ge) sind der Unteren 
Denkmalschutzbehörde - Stadtplanungsamt - oder 
der' DenkmalfachbehlSrde - Landesamt fUr 
Denkmalpflege Hessen oder dessen Beauftragten -
mitzuteilen. Der Beginn von Erdarbeiten ist 
rechtzeitig, mindestens 2 Monate vor Arbeits-
beginn, diesen Denkmalbehörden anzukUndigen. § 20 DSCHG 

Funde sind unverzUglich dem Landesamt fUr 
Denkmalpflege Hessen und der Unteren Denk­
molschutzbehörde - Stadtplanungsamt - a~zu­
zeigen. Anzeigepflichtig sind der Entdecker, 
der EigentUmer des GrundstUckes und der Lei­
ter der Erdarbeiten. Die Funde und Fund­
stellen sind bis zum Ablauf einer Woche 
noch der Anzeige im unvertlnderten Zustand 
zu erhalten und in geeigneter Weise vor 
Gefahren fUr die Erhaltung des Fundes zu 
schtJtzen. 

Die Anzeigepflicht ist in die Bougenehmi­
gungsbescheide aufzunehmen. 

I 

Boudenkmöler §4, 6 (1), 1o, 1'. 

Das Landesamt fur Denkmalpflege Hessen 
kann denkmalpflegerische Belange geltend 
machen, auch wenn sie noch nicht in den 
Festsetzungen barUcksichtigt wurden. 

DSchG 
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1 .6 Versorgungsanlagen 

Bei Hoch- und Tiefbauvorhaben, Baumpflan-
zungen und Grenzregelungen, die die Lei­
tungsnetze fUr Fernmeldeanlagen, die Versorgung 
mit Gas, Wasser und elektrischem Strom und die 
AbwosserkanHle betieffen, sind die betroffenen 
Versorgungsträger zu benachrichtigen und zu be­
rUcksichtigen. 

1.7 Erhaltung von Baumen vergl. 2.6 

1.8 

Erhaltenswerte Bäume, die außerhalb einer Bou­
maßno-hme stehen, sollen erholten werden. Können 
Sie durch die Baumaßnahme an Stamm, Krone oder 
Wurzelwerk geschHdigt werden, wird empfohlen, 
das Garten- u. Fiiedhofsamt einzuschalten, damit 
eine mögliche Schonung erreicht wird. 

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes 
stimmt mit dem Geltungsbereich des förmlich 
festgelegten Sonierungsgebietes nach den 
BeschlUssen der Stadtverordnetenversammlung 
vom 8. 3. 1976 und 19. 9. 1977 Uberein. 
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FESTSETZUNGEN NACH BUNDESRECHT 

Andere planun~srechtliche Feat.setzungen 

Fur den Geltungsbereich des Bebauungs­
planes werden olle frUheren plonungsrecht­
lichen Festsetzungen, die diesem Bebauungs­
plan widersprachen~ aufgehoben. 

Geschoßzahl (Z) 

Uber die in der Planzeichnung festgesetzte 
Zahl der Vollgeschosse (Z) hinaus ist ein 
weiteres Vollgeschoß zultlssig, so weit es 
inne;holb der festge5etzten Dachform unter­
gebro·cht wird. 

Demg~möß ist bei Flachd~chern keine zusatz­
liche Vollgeschoßf U:iche zultissig. 

Maß der baulichen Nutzung 

Auf den durch das Planzeichen (G) fUr ab-

§ 9, 9 o und 
10 BSauG 
BauNVO 

§ 9 (1) 1. BBouG 

§ 17 (9) BouNVO 
vergl. 3.6 

weichende Bauweise bezeichneten GrundstUcken 
ist die Grundflachenzahl GRZ = o,6 festge­
setzt. 

Abweichende Bauweise, Grenzanbau § 9 (1) 2. BBauG 

Auf den Grundstücken, .die durch das Plon- § 22 (4) SouNVO 
zeichen (G) bezeichnet sind, ist abweichende§ 7 (2) HBO 
Bauweise mit Grenzanbau festgesetzt, die vgl. 3.6 
sich sinngemtlß an die Bestimmungen, die fur. 
Gartenho f hausbebo uung gelten, anlehnt. 
Soweit es die Größe der Grundfltlche des 
Gebäudes zuläßt, muß innerhalb der Uber-
boubaren Fläche an die Grundstucksgrenzen 
- mindestens aber an eine seitliche Grund-
stUcksgrenze gebaut werden. vergl. § ,., r A \ 

I \ -~ I 

AbstFlVO. 
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Garagen 

Soweit nicht fUr Garagen besondere Stand-
orte ausgewie~en sind, dürfen sie nur in 
den als Uberboubor festgesetzten Grund­
stUcksfltlchen erricht at werden . 
Soweit nicht die ausgewiesenen Garagen­
standorte et~os anderes zulassen, mUssen 

§ 9 (1) 2., 4. BBauG 

die Garageneinfahrten den Abstand von 5,oo m 
zu der Straßenbegrenzung einholten. 

Bäume 

In fedem Vorgarten soll auf 15,oo m 
Stroßenfrontltlnge mindestens ~in Baum 

- gesetzt werden. Unbeschadet der in der 
Planzeichnung festgesetzten zu pflanzen­
den Bäume soll auf je 150 qm GrundstUcks­
freiflache mindestens ein Baum gesetzt 
werden. Bei kleineren GrundstUcken jedoch 
mindestens ein Baum je Grundstuck. 
Vorhandene gesunde B~ume können auf diese 
Festsetzungen angerechnet werden. 

Fallen mehre re öf fentliche oder private 
PKW-Einstellplötze zu einer Reihung 
zusammen, so ist mindestens nach jedem 
vierten bis sechsten Stellplatz ein Baum 
zu pflanzen. 

Bäume noch diesen Planfes t setzungen 
sollen eine Wuchsan.ortung von mindestens 
8,oo m Höhe haben. 

§ 9 (1) 25. BBouG 

§ 118 (1) 4., 5. HBO 
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3. SATZUNG NACH LANDESRECHT §§ 67 und 118 HBO • 

3.1 Allgemeine Gestaltung 

ZusammenhHngende Bebauung, oneinan­
dergeboute Htluser oder Hausgruppen 
sind in der Gestaltung von Baukörper, 
Dachform, Material und Farbe aufein­
ander abzustimmen. 

3.2 Geböudehahen, Fassaden u. Fenstergliederung 

Soweit nicht die Abstimmung mit benachbar­
ten Geböuden etwas anderes erfordert, soll 
die Oberkante des Erdgeschoßfußbodens 
(Sockelhöhe) nicht mehr als o,5 m Uber der 
Gelöndeoberkcnte liegen~ 

Die Erdgeschosse sollen eine H~he von 3,5 m 
nicht Uberschreiten. 

Die Ubrigen Vollgeschosse sollen eine Höhe 
von 3,oo m nicht Uberschreiten. 

Bei bestehenden Gebauden ist die ursprUng­
liche Gliederung des Bauk~rpers und der 
Fassade zu. erholten oder hervorzuheben. 
Sichtfachwerk ist zu erholten. Verputztes 
Fachwerk ist freizulegen, wenn nicht der 
Baustil (Klassizismus) oder der bauliche 
Zustand etwas anderes erfordern. 

Sei Neubebau•Jng sind die Gebäude maßstcib­
lich. zu gliedern. Die Gebi}&defronten sind 
in der Regel im Abstand von höchstens 8,o m 
durch senkrechte Vor- oder RucksprUnge 
von mind. o,3 m zu unterteilen. 

Die Fenster sollen sich in Größe und Unter­
teilung in den Maßstab des Gebäudes und der 
taulichen Umgebung einfUgen. Dementsprechend 
sind die Rohbauöffnungen der Fenster in der 
Regel als stehende Formate (Höhe größer als 
Breite) vorzusehen. 
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3.3 nr.cher 

So~eit \n 2er Plonzeichnun0 eine Mihd:~t­
dochnei~ung festgesetzt i~t, sind Sattel­
döch&r herzustellen. 

Pultdächer, Walmdächer, versetzte Pult­
dächer und ondere abgewandelte zusammen­
gesetzte Do~hformen mit derselben Mindest­
dachneigung sind zulassig, wenn sie sich 
in die bauliche Umgebung einfUgen. 

FlochdBcher sind zulässig, soweit sie nicht 
mehr als ein Viertel der Grundflache des 
Gebäudes Uberdachen und ols nutzbare Terrasse 
oder mit DochbegrUnung ausgebildet werden. 
Dies gilt einschließlich der D~cher auf Ga­
ragen und anderen Nebengebauden. 

Die geneigten DochflHchen sind mit kleintei­
ligen Materialien, vie Dachziegeln, einzu­
decken. 
Anlogen zur Ausn1rlzung der Sonnenenergie, die 
sich im Rahmen der techn. Möglichkeiten in Form 

. und Forbe in die Umgebung einpos~en, sind zulässig. 

3.4 Baumaterialien 

Soweit die Boumoteriolien optisch das Stadt­
bild mitbestimmen, sind nur Stoffe zu ver­
wenden, die der herkömmlichen Eigenart der 
bestahenden Bebauung entsprechen. Im beson­
deren sind fUr Außen~önde nicht zulässig : 

Putzoberflächen mit gekUnstelten 
Strukturen und-Mustern, 

mettollisch, lockortig oder glasiert 
glijnzende Verkleidungen, 

Wandverkleidungen aus Metallen oder 
aus orgoni1chen Kunststoffen, 
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materialverftllschende oder not~r-
liche Materialien imitierende Bauteile 

und alle anderen nach Gliederung Ober­
flHchenbehandlung oder Farbgebung nicht 
materialgerechten oder unangemessenen Bau­
stoffe. 

3.5 Farbgebung 

Die Farbwohl soll sich der konstruktiven 
und bouk~rperlichen Gliederung und den 
historischen Gegebenheiten des Hauses und 
des Stadtbildes unterordnen. 

Bei Fochwerkbau~eise sind in der Regel die 
Ausfochungen heller gegen dunkles Holzwerk 
abzusetzen. 

Fl~chig verputzte Geb~ude oder Gebijudeteile 
sind in gedeckten Farbtönen anzulegen. 
Dabei sind reines Weiß und andere extrem helle 
grelle oder dunkle Farbtöne nicht zul~ssig. 

Anbauten, Nebengebtlude, im besonderen Garagen, 
sollen gegenUber den zugehörigen Hauptg~bHuden 
farblich zurUcktreten, d. h. in der Regel etwas 
dunkler abgesetzt werden. Dies gilt im be~on­
deren fUr fl~chig verputzte Anbauten on ölteren 
H~usern in Fochwerkbauweise oder Sichtmauer­
werk (Porenbasalt, Ziegelmauen1erk). 

3.6 Grenzanbau 

bei abweichender Bauweise vergl. Festsetzun~ 
2.4 

(l)Eine Geb8udecußenwond, die nach Fest­
setzung 2.4 an einer GrundstUcksgrenze 
errichtet werden muß, die nicht an einer 
öffentlichen Verkehr!flöche liegt, darf 
höchstens eine Höhe von 3,5 m haben. 

§ 7 ( 2) HBO 

AbstBnde s. 
§ 7 (8)AbstFlV0 
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(2) Ist diese Außenwand an der Grundstücks­
grenze eine Giebelwand, ist zusätzlich 
eine mittlere Höhe von 2,5 m zulässig. 

()) Eine größere Höhe kann zugelassen werden, 
wenn angrenzend auf dem Nachbargrundstück 
bereits an die Grenze gebaut ist oder 
gleichzeitig angebaut wird. 

(4) Gebäudeteile, die die zulässige Höhe der 
Außenwand an der Grundstücksgrenze über­
schreiten, sind im Verhältnis Höhe zu 
Tiefe= l : l abzuschrägen oder zurückzu­
staffeln. 

(5) Soweit nicht an die Grenze gebaut wird, 
ist der nach der Hess. Bauordnung erfor­
derliche Mindestgebäudeabstand als Ab­
stand zu der Grenze zu berücksichtigen. 

§ 7 (1) (8) AbstflVO. 

(6) Die Herstellung eines Obergeschosses 
(Festsetzung Z = II als Höchstgrenze) 
ist nur möglich, soweit es die vorstehen­
den Einschränkungen zulassen. 

(7) Steht ein bestehendes Gebäude mit seiner 
grenzseitigen Außenwand nicht unmittelbar 
an der Grenze, sondern hält einen Tratifab­
wand zur Grenze ein, der geringer ist als 
die vorgeschriebenen Haße für Bauwiche, so 
ist zur Wahrung der erhaltenswerten Eigenart 
des Plangebietes bei Um- und Anbauten der 

Traufabstand beizubehalten. Dies gilt nicht 
bei Neubebauung. 

§ 118 (1) 6. HBO 

- 14 

. : ·· ·,:::··· ·• ·· .. ~ . .. •· : 



- 14 

(8) In Außenwänden an den Grundstücks­
grenzen, die nicht an einer öffent­
lichen Verkehrsfläche liegen, sind 
Fenster nicht zulässig. üies gilt 
auch an Traufabständcn. 

3.7 Grundstückseinfriedinungen 

Zur Einfriedigung der Grundstücke sind 
gegen Sicht offene Läune zu verwen-
den. Die massiven Fundamentsockel sollen 
höchstens o,2 m über Oberkante Ge-
lände reichen. 

An Wohnterrassen und an den Grenzen 
der Grundstücke, die durch das Plan­
zeichen (G) für abweichende Bauweise 
mit Grenzanbau festgesetzt sind, sind 
gegen Sicht geschlossene Zäune oder 
Mauern zulässig,soweit~e als Sicht­
schutz notwendig sind. An Wohnterrassen 
soll dieser Sichtschutz die Länge 
von 5,o m nicht überschreiten .. 

- 15 
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Werbeonlagen 

Anlagen fUr die Außenwerbung sind nur im ~e­
reich des Erdgeschosses und der BrUstung des 
1. OG. bis unterhalb der Fenstergesimshöhe 
zultissig. Sie hoben sich nach Formen, Farb­
gebung und Beleuchtung in di~ Eigenart des 
Gebäudes und der baulichen Umgebung einzu­
fUgen und dem Stadtbild unterzuordnen. 

Erhaltung baulicher Anlogen 

(l) Die Eigenart des historisch gewachsenen 
Straßen- und Ortsbildes ist zu erholten. 

(2) Die Genehmigung fUr den Abbruch, den Umbau 
oder die Änderung von baulichen Anlogen kann 
versagt werden, wenn nicht die in Absatz 3 
besonders bezeichneten Totb~sttinde vorlie­
gen; dies gilt nicht fUr innere Umbauten 
und innere Änderungen von baulichen An­
lagen, die das äußere Erscheinungsbild 
der baulichen Anlage nicht berUhren. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die 
bauliche Anlage nicht allein oder im Zu­
sammenhang mit anderen boulichen Anlogen 
das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt 
oder wenn sie nicht von sttldtebaulicher, 
insbesondere geschichtlicher oder kUnstle­
rischer Bedeutung ist. 

3.10 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des§ 156 (1) Ziff. 4 
BBouG handelt, wer ein Gebäude innerhalb des 
Geltungsbereiches ohne Genehmigung abbricht oder 
tlndert. Die Ordnungswidrigkeit kann nor: t .~ 156 
(2) BBauG mit einer Geldbuße bis zu f ig-
~cuser.A 'Je.:tsche Mark geahndet werden. 


